
Berliner Senat fördert Kampf
gegen die eigene Politik
BERLIN – Die Steuerzahler in Berlin fördern seit 2011 den
Türkischen  Bund  Berlin-Brandenburg  (TBB)  mit  sechsstelligen
Beträgen. Im vergangenen Jahr waren es 241.765,86 Euro, für
dieses Jahr sind im Haushalt 277.074,87 Euro veranschlagt. Das
ergab jetzt die Antwort der Landesregierung auf eine Anfrage
des AfD-Abgeordneten Thorsten Weiß. Die Förderung erfolgt aus
dem  „Landesprogramm  gegen  Rechtsextremismus,  Antisemitismus
und Fremdenfeindlichkeit“.

Die Förderung ist deshalb bemerkenswert, weil das Land Berlin
ein  Kopftuchverbot  an  den  Schulen  durchsetzen  will,
gleichzeitig aber den TBB mit öffentlichen Geldern fördert,
der dagegen zu Felde zieht und Kläger unterstützt, die das
Vorhaben des Senats vor Gericht kippen wollen.

 

Unerlaubte
Beeinflussungsversuche  vor
Wahllokalen
BERLIN – Bei der Wahl zum Europäischen Parlament hat es in
Berlin  vereinzelte  Fälle  unerlaubter  Wahlbeeinflussung  bei
Wahllokalen  gegeben.  Darauf  hat  der  AfD-Rechtsexperte  Marc
Vallendar  hingewiesen  und  diese  Verstöße  gemeldet:  „Die
Landeswahlleiterin  ist  informiert  und  hat  die  Störversuche
sofort unterbunden. Die Täter sind noch unbekannt.“
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Konkret handelt es sich um Vorfälle in den Wahllokalen 711 und
712 in Steglitz-Zehlendorf sowie 718 in in Wilmersdorf an der
Kreuzkirche. In Steglitz-Zehlendorf hing ein Greta-Thunberg-
Poster direkt im Eigangsbereich. Mutmaßlich um die Wähler zur
Abstimmung für die Grünen zu motivieren. In Wilmersdorf wurde
am Wahllokal-Schild ein Zusatzplakat mit der Aufschrift „AfD
sind Neonazis“ abgebracht.

Nach  persönlichen  Drohungen:
AfD  sagt  Wahlparty  für
Sonntag ab
BERLIN  –  Die  Reihe  von  Angriffen  und  Drohungen  auf
Veranstaltungen und Mitglieder der AfD hat in jüngster Zeit
überall in Deutschland zugenommen. Heute hat die Partei –
immerhin größe Oppositionsfraktion im Deutschen Bundestag –
ihre für kommenden Sonntag geplante Wahlparty zur Europawahl
abgesagt. Zuvor hatte es aus dem linken Spektrum Drohungen
gegen  die  Betreiberin  des  Veranstaltungssaals  und  auch
Angehörige und Mitarbeiter gegeben. Die Berliner Polizei hat
inzwischen bestätigt, dass es Ermittlungen gibt. Schon seit
einiger  Zeit  ist  es  für  die  Partei  in  der  Hauptstadt
schwierig, Räume für Veranstaltungen zu mieten, nachdem es
immer wieder gewaltsame Übergriffe auch gegen Wirte gegeben
hat. Ein Sprecher der AfD kündigte am Abend an, dass man
versuchen werde, bis Sonntag andere Räume zu finden.
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Pazderski  (AfD):  Migranten
verantwortlich  für  viele
Probleme in Berlin
BERLIN  –  Berlins  AfD-Chef  Georg  Pazderski  (67)  hat  die
Zuwanderung  als  Hauptgrund  für  Probleme  wie  Verwarlosung,
Wohnungsmangel und fehlende Kita-Plätze in Berlin benannt. Auf
dem  AfD-Parteitag   in  Zehlendorf  sagte  er:  „Die
Migrationswelle der vergangenen Jahre ist zu einem Gutteil
verantwortlich  für  das,  was  die  Berliner  Bürger  in  ihrem
Alltag  mit  einer  wachsenden  Stadt  verbinden.“  Die
unkontrollierte Armutszuwanderung aus der dritten Welt müsse
gestoppt werden.

Keiner redet Klartext: Warum
musste  Tas  den  Führerschein
nicht abgeben?
BERLIN – Die AfD-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus lässt
nicht locker. „Wie gestaltet sich die staatsanwaltschaftliche
Praxis  bei  Sicherstellung  und  Beschlagnahme  von
Fahrerlaubnissen zur vorläufigen Entziehung gem. § 111a StPO,
wenn dringende Gründe für die Annahme vorliegen, dass die
Fahrerlaubnis entzogen werden wird (§ 69 StGB), also z.B. bei
Verstößen gem. § 316 StGB und § 142 StGB, in Berlin dar und
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weshalb  wird  bei  einer  Trunkenheitsfahrt,  bei  der  ein
Promillewert  von  0,9  vorgelegen  haben  soll  und  eine
Straßenlaterne beschädigt wurde, von einer Sicherstellung und
Beschlagnahme  der  Fahrerlaubnis  in  Berlin  abgesehen?“  Das
wollte der Abgeordnete Marc Vallendar jetzt in der Fragestunde
wissen.  Hintergrund  der  Frage  ist  natürlich  der  Fall  des
Linke-Abgeordneten Hakan Tas, der alkoholiert gefahren ist,
einen Unfall mit Sachschaden verursachte und dann Fahrerflucht
beging. Nicht nur  in der Berliner Polizei fragen sich Manche,
wieso  der  Führerschein  von  Tas  nach  Feststellung  des
Sachverhalts  nicht  eingezogen  wurde.

Justizsenator  Behrendt  (Bündnis  90/Die  Grünen,  Foto)
antwortete  sinngemäß:  Beschlagnahme  und  Sicherstellung  der
Fahrerlaubnis könne ab 0,5 Promille angeordnet werden.  Im
konkreten Fall sei dies aber nicht erfolgt. Ein Aufhebung der
Immunität sei nicht geplant. Das war schon bekannt, aber warum
wurde  die  Fahrerlaubnis  nicht  beschlagnahmt?  Diese
entscheidende  Frage  blieb  unbeantwortet.

Vallendar (AfD): „Es ist vollkommen unverständlich, dass Hakan
Tas offensichtlich anders behandelt wird, als jeder andere
Berliner und auch als andere Abgeordnete.“ Damit spielt er
offenbar  auf  die  Ermittlungen  in  einem  Streit  um
Unterhaltszahlungen
gegen den Oppositionspolitiker Marcel Luthe (FDP) an, dessen
Immunität damals erstaunlich schnell aufhoben wurde. Bei Tas
passiert dagegen nichts, obwohl er schon mehrfach auffällig
wurde, nicht nur als betrunkener Unfallfahrer.

2018 hatte sich der Linke an einer illegalen Sitzblockade
gegen eine angemeldete Protestdemonstration gegen islamistisch
motivierten  Frauenhass  beteiligt.  Es  besteht  demnach  der
Verdacht  auf  Versammlungsblockade,  die  mit  einer
Freiheitstrafe bis zu drei Jahren bestraft wird. Tas Tat wird
jedoch auch in diesem Fall anscheinend nicht verfolgt.



Kind  eines  Berliner  AfD-
Politikers  darf  nicht  auf
Waldorfschule
BERLIN  –  Eine  Berliner  Waldorfschule  (Foto),  die  im
vergangenen Herbst das Kind eines AfD-Politikers zur Aufnahme
in die Schule abgelehnt hatte, hat rechtmäßig gehandelt. Das
beschied  jetzt  die  Schulverwaltung  des  Senats.  Begründung:
Grundsätzlich  hätten  Privatschulen  das  Recht,  sich  ihre
Schüler  selbst  auszusuchen.  Beschränkungen  des  Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes  (AGG)  gebe  es  nur  in  Fällen  der
„Benachteiligung  aus  Gründen  der  Rasse  oder  wegen  der
ethnischen  Herkunft“.

 

Gut  zwei  Drittel  der
Obdachlosen  in  Berlin  sind
Ausländer
BERLIN – Nur noch 28 Prozent der Obdachlosen in Berlin haben
eine deutsche Staatsangehörigkeit. Das geht aus der Antwort
auf eine schriftlche Anfrage der AfD an die senatsverwaltung
für Integration, Arbeit und Soziales hervor. Um besonders der
Wohnungslosigkeit  von  Familien  mit  minderjährgen  Kindern
entgegenzuwirken, plant der Senat eine weitere Notunterkunft
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in Reinickendorf in Kooperation mit dem Diakonischen Werk in
Mitte  und  in  Reinickendorf  in  Zusammenarbeit  mit  dem
EvangelischenJugend-  und  Fürsorgewerk  (EJF).

Tommy  Tabor,  familienpolitischer  Sprecher  der  AfD-Fraktion,
fordert erneut, die „Einwanderung in unsere Sozialsystem“ zu
stoppen. Und weiter: „Menschen, die nach Berlin kommen, um
hier  auf  der  Straße  zu  leben,  müssen  umgehend  in  ihre
Heimatländer  zurückgeschickt  werden.  Nur  dann  kann
gewährleistet  werden,  dass  Berlinern  –  insbesondere
Jugendlichen und Familien –, die unverschuldet in Not geraten,
auch aufgefangen werden können.“

Landesbischof Dröge: AfD ist
als  Partei  nicht  unser
Gesprächspartner
BERLIN  –  Markus  Dröge,  Berliner  Landesbischof  der
evangelischen  Kirche,  lehnt  Gespräche  mit  der
rechtskonservativen AfD ab „so lange die Abgrenzung gegenüber
dem Rechtsextremismus nicht erfolgt ist“. Das sagte Dröge in
einem Interview mit dem Domradio.

Dass es beim Evangelischen Kirchentag 2019 in Dortmund keine
AfD-Mitglieder oder -Politiker auf Podien geben wird, hält der
Landesbischof  allerdings  „für  sachlich  problematisch“.  Man
müsse  immer  „den  Einzelnen  anschauen“.  Ein  prinzipieller
Ausschluss  der  AfD  nütze  der  Partei,  „weil  sie  sich  dann
wieder als Opfer darstellen kann“.

Dröge verwies darauf, dass die EKD „bis vor ungefähr einem
Jahr  keine  offiziellen  Gespräche  mit  Vertretern  der
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Linkspartei  geführt“  habe.  Grund  sei,  dass  die  SED-
Nachfolgepartei  „ihre  Geschichte  bezüglich  des  Umgangs  mit
Christen in der DDR noch nicht aufgearbeitet“ habe. Das habe
man  mehr  als  25  Jahre  durchgehalten:   Gespräche  mit
Regierungsvertretern der Linken, aber nicht mit der Partei.

 

AfD stellt Strafanzeige gegen
Berliner SPD-Politiker
BERLIN – Was ist Meinungsäußerung, was ist Beleidigung? Mit
dieser Frage wird sich jetzt ein Berliner Gericht beschäftigen
müssen. Auf ihrer Klausurtagung in Warnemünde soll der SPD-
Fraktionsvorsitzende Raed Saleh (41, Foto) den folgenden Satz
über die AfD gesagt haben:

„Sie gehören wieder dorthin, wo sie herkommen, und zwar in
ihre Rattenlöcher.“

Die  AfD  reagierte  sofort  und  stellte  Strafanzeige  wegen
Volksverhetzung gegen Saleh.

 

AfD  gegen  „Denkverbote“  bei
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der Berliner Polizei
BERLIN  –  Der  Fraktionschef  der  AfD  im  Berliner
Abgeordnetenhaus, Georg Pazderski (Foto), ist verärgert über
die Gewerkschaft der Polizei (GdP): „Ein gestandener Polizist
braucht keine Belehrung von satten Gewerkschaftsbossen, was er
politisch denken darf und was nicht. Jeder einzelne Beamte hat
sich  bewusst  für  diesen  Beruf  entschieden,  weil  er
Deutschland,  seine  Gesellschaft  und  seine  Werteordnung
schützen will und dies auch feierlich beeidet.“

Die GdP stelle diesen Eid und damit die Glaubwürdigkeit und
Gesetzestreue jedes einzelnen Polizisten mit ihrer Forderung
nach individuellen Distanzierungen öffentlich in Frage. Nach
Auffassung Pazderskis, verspielt sie damit das Vertrauen ihrer
eigenen Mitglieder. Das sei einer Gewerkschaft unwürdig.
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